
Landtag von Baden-Württemberg
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 2817
1.7.2022

1Eingegangen: 1.7.2022 / Ausgegeben: 26.8.2022

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich der Gasverbrauch in Baden-Württemberg in den zurückliegenden fünf 
Jahren entwickelt hat (aufgeschlüsselt nach Jahren, Sektoren [Industrie, Haus-
halte, Gewerbe und Dienstleistungen, Stromversorgung, Wärme- und Kältever-
sorgung, Verkehr usw.] sowie in Kubikmetern bzw. Terrawattstunden);

2.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die Entwicklung des bei Prozess-
wärme und stofflicher Nutzung in Baden-Württemberg anfallenden Erdgasver-
brauchs der zurückliegenden fünf Jahre vorliegen (aufgeschlüsselt nach Jahren, 
Verwendungsart [Prozesswärme/stoffliche Nutzung] sowie Kubikmetern bzw. 
Terrawattstunden); 

3.	�welche Industriezweige in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis gegenwär-
tig in besonderen Maßen auf erdgasintensive Prozesswärme angewiesen sind;

4.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die absoluten und relativen Men-
gen (in Terrawattstunden/Prozent) der von oben genannten Industriezweigen in 
Baden-Württemberg benötigten Prozesswärme vorliegen (aufgeschlüsselt nach 
Industriezweigen); 

5.	�welche Industriezweige in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis gegenwär-
tig für zentrale Verarbeitungsprozesse auf die stoffliche Nutzung von Erdgas 
angewiesen sind;

6.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die absoluten und relativen Erd-
gasmengen (Angaben etwa in Kubikmetern/Prozent) vorliegen, die von den 
oben genannten Industriezweigen in Baden-Württemberg für die stoffliche Nut-
zung benötigt wird (aufgeschlüsselt nach Industriezweigen); 
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  7.	�ob – etwa begleitet zu etwaigen Maßnahmen des Bundes – finanzielle Kom-
pensationen industrieller und gewerblicher Gasverbraucher in Baden-Würt-
temberg geplant sind, die als nicht geschützte Verbraucher im Falle einer Gas-
mangellage von der Gasversorgung abgeschnitten werden würden;

  8.	�wie sie – auch vor dem Hintergrund der am 23. Juni 2022 von Bundeswirt-
schaftsminister Habeck ausgerufenen Alarmstufe des Notfallplans Gas – die 
Sicherheit der Erdgasversorgung in Baden-Württemberg bewertet;

  9.	�ob und falls ja, welche Gas- und Kohlekraftwerke in Baden-Württemberg 
nach Einschätzung der Landesregierung potenziell von den im Ersatzkraft-
werkebereithaltungsgesetz verzeichneten Maßnahmen zur Reduzierung des 
Gasverbrauchs in der Stromerzeugung betroffen wären;

10.	�zu welchem Mehrverbrauch von Kohle bzw. Minderverbrauch von Gas der 
Ersatz von Gas- durch Kohleverstromung in Baden-Württemberg beitragen 
könnte (Angaben in Terrawattstunden sowie in Tonnen bzw. Kubikmetern);

11.	�wie sie den Preisanpassungsmechanismus nach § 24 Energiesicherungsgesetz 
mit Blick auf die Folgen für Industrie, Gewerbe und private Haushalte in Ba-
den-Württemberg bewertet;

12.	�ob und falls ja, welche weiteren Maßnahmen sie gegenüber dem Bund vorge-
schlagen hat, um im Falle einer Gasmangellage Insolvenzen baden-württem-
bergischer Unternehmen vorzubeugen und die Erdgasversorgung in Baden-
Württemberg aufrechtzuerhalten; 

13.	�welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf Bereiche der kritischen Infrastruktur 
in Baden-Württemberg vorzubeugen;

14.	�welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf baden-württembergische Unterneh-
men vorzubeugen; 

15.	�welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf die privaten Haushalte in Baden-
Württemberg vorzubeugen. 

1.7.2022

Bonath, Reith, Dr. Rülke, Dr. Timm Kern, Brauer, Fischer, Hoher, 
Dr. Jung, Karrais, Dr. Schweickert, Trauschel FDP/DVP 

B e g r ü n d u n g

Unter dem Eindruck des russischen Überfalls auf die Ukraine hat Bundeswirt-
schaftsminister Habeck Ende März die Frühwarnstufe des nationalen Notfall-
plans Gas ausgerufen. Seither haben Drosselungen der Gasflüsse durch die beiden 
wichtigsten deutsch-russischen Versorgungsrouten Nord Stream und Sokranivka 
die Versorgungslage in Deutschland weiter verschärft. Vor diesem Hintergrund 
wurde am 23. Juni die Ausrufung der Alarmstufe des nationalen Notfallplans 
Gas bekanntgegeben. Damit wurde die Voraussetzung für verschiedene Maß-
nahmen geschaffen (darunter etwa der im Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz 
vorgesehene Ersatz von Gas- durch Kohleverstromung oder die in § 24 Ener-
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giesicherungsgesetz geregelte Weitergabe erhöhter Einkaufspreise an die Gasver-
braucher), die sich auch auf Wirtschaft und Gesellschaft in Baden-Württemberg 
auswirken könnten. Dies im Hinterkopf, fragt der vorliegende Antrag nach dem 
industriezweigspezifischen Erdgasverbrauch in Baden-Württemberg, sucht die 
Auswirkungen von Gasengpässen und Gasmangellage auf Wirtschaft und Gesell-
schaft auszuloten und fasst etwaige Präventionsmaßnahmen oder unterstützende 
Krisenreaktionspläne der Landesregierung in den Blick.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 16. August 2022 Nr. 6-0141.5-14/23/2 nimmt das Ministe-
rium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen, dem Ministerium für 
Finanzen sowie dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus zu dem 
Antrag wie folgt Stellung:

1.	�wie sich der Gasverbrauch in Baden-Württemberg in den zurückliegenden fünf 
Jahren entwickelt hat (aufgeschlüsselt nach Jahren, Sektoren [Industrie, Haus-
halte, Gewerbe und Dienstleistungen, Stromversorgung, Wärme- und Kältever-
sorgung, Verkehr usw.] sowie in Kubikmetern bzw. Terrawattstunden);

Der Gasverbrauch in Baden-Württemberg der zurückliegenden fünf Jahre (2016 
bis 2020) kann Abbildung 1 entnommen werden. 

Abbildung 1: �Erdgasverbrauch in Baden-Württemberg seit 2016 nach Verbrauchssektoren (in m3) 
(Datenquelle: Energiebilanzen für Baden-Württemberg, Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg)

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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2.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die Entwicklung des bei Prozess-
wärme und stofflicher Nutzung in Baden-Württemberg anfallenden Erdgasver-
brauchs der zurückliegenden fünf Jahre vorliegen (aufgeschlüsselt nach Jah-
ren, Verwendungsart [Prozesswärme/stoffliche Nutzung] sowie Kubikmetern 
bzw. Terrawattstunden); 

Der Erdgasverbrauch der Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes in Baden-Würt-
temberg kann Abbildung 2 entnommen werden. Ergänzend wird angemerkt, dass 
aufgrund der statistischen Geheimhaltung ein Großteil des nichtenergetischen 
Erdgasverbrauchs des Verarbeitenden Gewerbes nicht ausgewiesen werden kann.
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Abbildung 2: �Erdgasverbrauch der Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes in Baden-Württem-
berg seit 2016 (Quelle: Statistisches Landesamt)
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3.	�welche Industriezweige in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis gegenwär-
tig in besonderen Maßen auf erdgasintensive Prozesswärme angewiesen sind

4.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die absoluten und relativen Men-
gen (in Terawattstunden/Prozent) der von oben genannten Industriezweigen in 
Baden-Württemberg benötigten Prozesswärme vorliegen (aufgeschlüsselt nach 
Industriezweigen);

5.	�welche Industriezweige in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis gegenwär-
tig für zentrale Verarbeitungsprozesse auf die stoffliche Nutzung von Erdgas 
angewiesen sind;

6.	�ob und falls ja, welche Erkenntnisse ihr über die absoluten und relativen Erd-
gasmengen (Angaben etwa in Kubikmetern/Prozent) vorliegen, die von den 
oben genannten Industriezweigen in Baden-Württemberg für die stoffliche Nut-
zung benötigt wird (aufgeschlüsselt nach Industriezweigen);

Die Fragen 3 bis 6 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Nach Angaben des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg entfiel im Jahr 
2020 fast ein Drittel des Endenergieverbrauchs der Industrie auf Erdgas. Bezo-
gen auf den gesamten Erdgasverbrauch der Industrie in Baden-Württemberg ver-
brauchten die Betriebe des Papiergewerbes am meisten Erdgas. Es kommt darü-
ber hinaus jedoch in zahlreichen weiteren Branchen in nennenswertem Umfang 
zum Einsatz, wie beispielsweise der Chemie-, Metall-, Zement-, Glas-, Keramik-, 
Ernährungs-, Textil- und Automobilindustrie. Erdgas wird dabei häufig für spe-
zielle Verfahren eingesetzt, beispielsweise zum Schmelzen, Glühen, Härten, Ver-
formen, Trocknen und Einbrennen. Insbesondere in der chemischen Industrie ist 
Erdgas zudem ein elementarer Rohstoff zur stofflichen Nutzung. Im Detail liegen 
der Landesregierung jedoch keine spezifischen Gasverbrauchsdaten bezogen auf 
den konkreten Einsatzzweck vor.

Daten zum Erdgasverbrauch in der Industrie in Baden-Württemberg können auch 
auf der Seite des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg abgerufen wer-
den: https://www.statistik-bw.de/Energie/ErzeugVerwend/EV-Industrie.jsp. 

7.	�ob – etwa begleitet zu etwaigen Maßnahmen des Bundes – finanzielle Kom-
pensationen industrieller und gewerblicher Gasverbraucher in Baden-Würt-
temberg geplant sind, die als nicht geschützte Verbraucher im Falle einer Gas-
mangellage von der Gasversorgung abgeschnitten werden würden;

Es ist grundsätzlich nicht sinnvoll, wenn jedes Bundesland damit beginnt, sein 
eigenes Hilfsprogramm aufzulegen. Unterschiedliche Programme der Länder 
würden z. B. aufgrund unterschiedlich strenger Fördervoraussetzungen oder -kon-
ditionen zu einer Ungleichbehandlung der Unternehmen in Deutschland führen, 
obwohl die Auswirkungen der Gasmangellage die betroffenen Unternehmen bun-
desweit in gleicher Weise träfen. In einer Gasmangellage wäre vielmehr ein bun-
desweites Hilfsprogramm mit bundeseinheitlichen Zugangsvoraussetzungen und 
Konditionen erforderlich, wodurch die Unternehmen, deren Gasversorgung be-
schränkt würde, unterstützt werden könnten.

8.	�wie sie – auch vor dem Hintergrund der am 23. Juni 2022 von Bundeswirt-
schaftsminister Habeck ausgerufenen Alarmstufe des Notfallplans Gas – die 
Sicherheit der Erdgasversorgung in Baden-Württemberg bewertet;

Die Bundesnetzagentur veröffentlicht täglich unter https://www.bundesnetzagen-
tur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Versorgungssicherheit/aktuelle_gas-
versorgung/start.html einen aktualisierten Lagebericht. Mit Stand 10. August 2022; 
13 Uhr wird die Lage als angespannt beschrieben. Eine weitere Verschlechterung 
der Situation wird nicht ausgeschlossen. Die Gasversorgung in Deutschland ist im 
Moment aber stabil. Die Versorgungssicherheit in Deutschland ist derzeit weiter 
gewährleistet.
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Aufgrund der Einbindung Baden-Württembergs in eine vermaschte Transport- 
und Verteilnetzinfrastruktur liegt für Baden-Württemberg keine gesonderte Ver-
sorgungslage bei Erdgas vor.

9.	�ob und falls ja, welche Gas- und Kohlekraftwerke in Baden-Württemberg nach 
Einschätzung der Landesregierung potenziell von den im Ersatzkraftwerkebe-
reithaltungsgesetz verzeichneten Maßnahmen zur Reduzierung des Gasver-
brauchs in der Stromerzeugung betroffen wären;

Um eine Gasreduktion im Stromsektor zu erreichen, wurde das sogenannte „Er-
satzkraftwerkebereithaltungsgesetz“ (EKBG) von der Bundesregierung auf den 
Weg gebracht. Es ist am 11. Juli 2022 in Kraft getreten. 

Konkret wird zur Erhöhung der Vorsorge eine bis zum 31. März 2024 befristete 
Gasersatz-Reserve eingerichtet. Der Gesetzentwurf sieht hierzu vor, dass Kohle- 
oder Ölkraftwerke in bestehenden Reserven ertüchtigt werden. Für Baden-Würt-
temberg sind die Regelungen bezüglich der Kraftwerke in der Netzreserve rele-
vant. Sie sollen kurzfristig und auf Abruf freiwillig in den Markt zurückkehren 
können. Die Entscheidung dafür liegt bei den jeweiligen Kraftwerksbetreibern. 
Der Abruf der Reserve erfolgt nur, wenn eine Gasmangellage vorliegt oder droht. 
Mit Erlass der Stromangebotsausweitungsverordnung (StaaV) durch das Bundes-
kabinett, die am 14. Juli 2022 in Kraft getreten ist, können Anlagen befristet an 
den Markt zurückkehren.

In Baden-Württemberg sind laut Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur ins-
gesamt elf Kraftwerksblöcke mit einer Nettonennleistung von 2 130 Megawatt 
(MW) an sechs Standorten in der Netzreserve. Davon könnten auf Grundlage des 
EKBG sechs Steinkohleblöcke mit einer Leistung von 1 352 MW und drei ölbe-
feuerte Blöcke mit einer Leistung von 425 MW in den Markt gebracht werden. 
Die restlichen beiden Kraftwerksblöcke mit einer Leistung von 353 MW in der 
Netzreserve werden mit Erdgas befeuert und dürfen daher nicht an den Markt ge-
bracht werden. 

Durch das EKBG ist in § 50f Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) zudem eine Ver-
ordnungsermächtigung zur Begrenzung der Stromerzeugung in Gaskraftwerken 
geschaffen worden, um im Fall einer Gefährdung des Gasversorgungssystems den 
Einsatz von Gaskraftwerken sehr schnell verringern zu können. Die Verordnung 
gilt für eine Dauer von maximal neun Monaten. Mit dieser Maßnahme soll der 
Gasverbrauch gesenkt werden. Die Verordnung und damit die genauen Regelun-
gen zur Verringerung oder zum vollständigen Ausschluss der Erzeugung elektri-
scher Energie durch den Einsatz von Erdgas sind derzeit noch nicht erlassen bzw. 
bekannt.

In Baden-Württemberg gibt es laut Kraftwerksliste der Bundesnetzagentur insge-
samt 68 Erdgasblöcke mit einer Nettonennleistung größer oder gleich 10 MW an 
21 Standorten mit einer Gesamtleistung von 844 MW. 

Darüber hinaus wird auf die beigefügte Anlage verwiesen. 

10. �zu welchem Mehrverbrauch von Kohle bzw. Minderverbrauch von Gas der 
Ersatz von Gas- durch Kohleverstromung in Baden-Württemberg beitragen 
könnte (Angaben in Terrawattstunden sowie in Tonnen bzw. Kubikmetern);

Die Nettostromerzeugung im Jahr 2020 aus Erdgas betrug insgesamt 3,31 TWh in 
Kraftwerken der Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Stromerzeugungsanla-
gen der Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe und in der Gewinnung von Steinen 
und Erden (Industriekraftwerke) mit einer Nettonennleistung von im Allgemei-
nen 1 MW elektrisch und darüber. Davon wurden 3,03 TWh in Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugt. Der Erdgasverbrauch zur Strom- und Wärmeerzeugung betrug 
dabei 51 434 999 Gigajoule (GJ). Detailliertere Daten zum Erdgasverbrauch in 
der Stromerzeugung liegen nicht vor, gleiches gilt für den Steinkohleverbrauch. 
Ebenso wenig liegen Daten zum Erdgas- bzw. Steinkohleverbrauch in Kubikme-
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tern bzw. Tonnen zur Stromerzeugung vor. Daher ist eine Abschätzung potenziel-
ler Verbrauchsänderungen durch einen Ersatz von Erdgas durch Steinkohle in der 
Stromerzeugung nicht möglich.

Zudem wird darauf hingewiesen, dass die baden-württembergische Stromerzeu-
gung in den deutschen Strommarkt und damit die deutsch-luxemburgische Strom-
gebotszone integriert ist. Je nach Änderung der Einsatzreihenfolge (sog. Merit-
Order) durch die Veränderungen im Kraftwerkspark werden im gesamten Gebiet 
der Gebotszone Kraftwerke unterschiedliche Einsatzzeiten erfahren. Es wird so-
mit keinen regionalen bzw. energieträgerspezifischen 1:1 Ersatz möglicher redu-
zierter Erdgasverbräuche im Stromsektor geben.

11. �wie sie den Preisanpassungsmechanismus nach § 24 Energiesicherungsgesetz 
mit Blick auf die Folgen für Industrie, Gewerbe und private Haushalte in Ba-
den-Württemberg bewertet;

Die Energiekosten bzw. Energiepreise sind in den letzten Monaten stark gestie-
gen – insbesondere wegen des Ukraine-Krieges. Die Preissignale (gestiegene Be-
schaffungspreise) kommen jedoch nur zeitlich versetzt bei den Endverbrauchern, 
den Haushalten und Unternehmen an. Diese haben teilweise noch ältere Liefer-
verträge mit ihren Energieversorgern mit vergleichsweise günstigen Konditionen. 
Unternehmen und Haushalte müssen sich folglich auf weiter steigende Gas- und 
auch Strompreise einstellen.

Durch die in § 24 (Preisanpassungsrechte bei verminderten Gasimporten) Ener-
giesicherungsgesetz (EnSiG) vorgesehene direkte Preisanpassung können Gasim-
porteure bei einer erheblichen Reduzierung der Gasimportmengen ungeachtet der 
vertraglichen Lage die höheren Beschaffungspreise an ihre Kunden entlang der 
Wertschöpfungskette durchreichen. Bei einem weitgehenden bis vollständigen 
Wegfall der Gaslieferungen aus Russland muss damit gerechnet werden, dass die 
Beschaffungspreise so stark steigen, dass die vereinbarten Endverbraucherpreise 
diese nicht decken. Falls Importeure die Einkaufspreise nicht an ihre Kunden 
weiterreichen können, würde ihnen Zahlungsunfähigkeit (Insolvenz) drohen. Die 
Preisanpassungsklausel kann folglich notwendig sein, um in einer außergewöhn-
lichen Notlage die Liquidität der Gasversorger zu stützen, die Gaslieferketten auf-
recht zu erhalten und somit eine stabile Energieversorgung zu gewährleisten. 

Hierbei gilt es jedoch auch mögliche Zahlungsausfallrisiken zu beachten, falls 
Letztverbraucher die höheren Preise nicht zahlen können. Schon aus diesem 
Grund sind weitere zielgerichtete Entlastungen für Letztverbraucher nötig.

Entlastungen bei den Energiekosten müssen auf besonders belastete Haushalts- und 
Unternehmensgruppen konzentriert werden und sollten nicht undifferenziert verteilt 
werden. Durch die starken Energiepreiserhöhungen sind insbesondere Menschen 
mit geringen Einkommen betroffen. Folglich ist es wichtig, Entlastungsmaßnahmen 
insbesondere für die einkommensschwachen Haushalte umzusetzen. 

12. �ob und falls ja, welche weiteren Maßnahmen sie gegenüber dem Bund vorge-
schlagen hat, um im Falle einer Gasmangellage Insolvenzen baden-württem-
bergischer Unternehmen vorzubeugen und die Erdgasversorgung in Baden-
Württemberg aufrechtzuerhalten;

Mit Verweis auf die Ausführungen unter Frage 7 sind zunächst einmal bundesein-
heitliche Regelungen sowohl zur Sicherstellung der Gasversorgung als mit Blick 
auf die Unterstützung von betroffenen Unternehmen notwendig und sinnvoll.

Die Landesregierung hat bereits mehrfach betont, dass darüber hinaus in Baden-
Württemberg die in der Coronakrise sehr bewährten Angebote der L-Bank, der 
Bürgschaftsbank und der Mittelständischen Beteiligungsgesellschaft (MBG) den 
privatwirtschaftlichen Unternehmen im Land jederzeit zur Verfügung stehen. 
Speziell der Liquiditätskredit der L-Bank ist ein bewährtes Instrument zur Über-
windung von Liquiditätsengpässen bei Unternehmen.
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Zudem ist sich die Landesregierung der besonderen Belastung der Stadtwerke 
in dieser Situation bewusst. Die Landesregierung hat sich daher bei der Bundes-
regierung für die Aufnahme insbesondere auch der Stadtwerke unter den Schutz-
schirm des Bundes eingesetzt. 

13. �welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf Bereiche der kritischen Infrastruktur 
in Baden-Württemberg vorzubeugen;

Die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit von Kritischen Infrastrukturen (KRITIS) 
ist Aufgabe der jeweiligen Betreiber. Gleichzeitig erfordert der Schutz Kritischer 
Infrastrukturen ein koordiniertes Zusammenwirken von KRITIS-Betreibern und 
staatlichen Stellen. Die im Innenministerium angesiedelte Koordinierungsstelle 
Kritische Infrastrukturen (KoSt KRITIS) bündelt Aktivitäten zum Schutz Kriti-
scher Infrastrukturen unter Wahrung der fachlichen Ressortzuständigkeit. Im 
Rahmen des regelmäßigen, engen Austauschs mit den für die einzelnen KRITIS-
Sektoren fachlich zuständigen Ministerien des Landes, den Regierungspräsidien 
und den Kommunalen Landesverbänden werden die Auswirkungen des Krieges 
zwischen Russland und der Ukraine auf Kritische Infrastrukturen in Baden-Würt-
temberg in den Blick genommen.

In der gemeinsamen Erklärung der Landesregierung und von Verbänden anlässlich 
des „Krisengipfel Gas – Baden-Württemberg rückt zusammen“ vom 25. Juli 2022 
wurde festgehalten, dass im Schulterschluss Land und Kommunen, Arbeitgeber 
und Gewerkschaften, Handwerk und Energieversorger, Verbraucherinnen und 
Verbraucher in Baden-Württemberg ein kurzfristig wirksames Sparprogramm 
umsetzen. So wird auch vorgesorgt, damit die kritische Infrastruktur im Fall des 
Falles stabil bleibt.

Darüber hinaus ist es grundlegend, für die jeweilige Lage ein gemeinsames ak-
tuelles Bild zu haben, um gegebenenfalls aufkommende Schwierigkeiten früh-
zeitig zu erkennen und rechtzeitig Maßnahmen zu ergreifen. Die Landesregierung 
ist deshalb im ständigen Austausch mit ihren Ansprechpartnern in der Energie
branche, beim Bund und in den anderen Ländern. Dafür sind auf verschiedenen 
Ebenen regelmäßige Treffen eingerichtet, bei denen nächste Schritte abgestimmt 
werden können. Darüber hinaus finden Gespräche zum Informationsaustausch 
zum Beispiel mit der Wirtschaft und den kommunalen Landesverbänden statt.

14. �welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf baden-württembergische Unterneh-
men vorzubeugen;

Auf dem Krisengipfel Gas am 25. Juli 2022 hat die Landesregierung die jetzt 
notwendigen Maßnahmen insbesondere mit den Wirtschaftsverbänden und Ar-
beitsnehmer- sowie Verbrauchervertretungen und kommunalen Landesverbänden 
ausführlich diskutiert. Alle Akteure sind aufgerufen, ihren Wärme- und Stromver-
brauch nach Kräften zu senken, Abhängigkeiten zu identifizieren und mögliche 
Kompensationsmaßnahmen jetzt einzuleiten, z. B. durch Umstellung auf alter-
native Brennstoffe.

Die Landesregierung unterstützt daher Bestrebungen in Industrie und Energie-
wirtschaft, die dem kurzfristigen Ersatz von Erdgas bei Prozessen und Energiege-
winnung dienen. Sie ist sich dabei auch den besonderen immissionsschutzrecht-
lichen Herausforderungen bewusst und unterstützt die Vorhaben der Bundesregie-
rung, verfahrenstechnische Erleichterungen vorzunehmen.

Darüber hinaus wird auf die Stellungnahme zu Frage 13 sowie auf den Bericht 
des Umweltministeriums im Rahmen der öffentlichen Sitzungen des Umweltaus-
schusses am 14. Juli 2022 und am 24. März 2022 verwiesen. 
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15. �welche Maßnahmen sie seit dem russischen Überfall auf die Ukraine bereits 
getroffen hat oder aber gegenwärtig noch plant, um potenziellen Auswirkun-
gen einer drohenden Gasmangellage auf die privaten Haushalte in Baden-
Württemberg vorzubeugen.

Es ist hervorzuheben, dass private Haushalte zu den geschützten Kunden gehören 
und daher alle Energieversorger diese geschützten Kunden so lange wie irgend 
möglich mit Gas versorgen. Zu den steigenden Energiepreisen infolge einer po-
tenziellen Gasmangellage wird auf die Stellungnahme zu Frage 11 verwiesen. Im 
Übrigen sind die Verbraucherinnen und Verbraucher wie die Unternehmen eben-
falls aufgerufen, Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen und vor allem ihren Wärme- 
und Stromverbrauch nach Kräften zu senken.

Im Bereich des Katastrophenschutzes bestehen planerische Vorbereitungen, die 
für eine Vielzahl von Krisenlagen Anwendung finden können. Auch mögliche 
Auswirkungen einer längeren Gasmangellage, zum Beispiel die Notwendigkeit 
einer Betreuung von Menschen, sind hiervon umfasst. Die Ressourcen des Katast-
rophenschutzes erlauben hierbei in der Regel eine schnelle Intervention durch den 
Katastrophenschutzdienst, der eine bedarfsangepasste Erweiterung der Kapazitä-
ten von Seiten der zuständigen Stellen folgen kann.

In Vertretung

Dr. Baumann
Staatssekretär
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